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Umwelt- und Agrarausschuss SH  
Geschäftsführerin Frau P. Tschanter  
-per Mail-  
Landeshaus Kiel  
 
*Umwelt- und Agrarausschuss am 1. Dezember 2010*  
*TOP 2 - Lastenausgleich bei der Landwirtschaftlichen Unfallversicherung*  
 
Sehr geehrte Frau Tschanter,  
im Umwelt- und Agrarausschuss am 1. Dezember 2010 referierte zu TOP 2  
der Geschäftsführer der Landwirtschaftlichen Sozialversicherung  
Schleswig-Holstein und Hamburg, Herr Jann-Uwe Petersen, zur Anpassung  
des Lastenausgleichs bei der Landwirtschaftlichen Unfallversicherung an  
die aktuellen Rahmenbedingungen. Im Rahmen weiterer Entwicklungen wurde  
ein entsprechender Informationsaustausch vereinbart.  
 
In der Anlage übersende ich Ihnen hierzu einen aktuellen  
Sachstandsbericht des Herrn Petersen, der dem MASG und dem MLUR zur  
Verfügung gestellt worden ist. Der Bitte um Weiterleitung an den Umwelt-  
und Agrarausschuss möchte ich hiermit gern nachkommen.  
 
Herr Petersen erhält eine Kopie dieser Mail.  
 
Mit Freundlichen Grüßen  
gez. B. Hielscher  
 
_Anlage:_  
LSV-Organisationsstruktur - Sachstand 23. Juni 2011mit Eckpunkten zu  
einem Gesetz zur Neuordnung der landwirtschaftlichen Sozialversicherung  
(LSV)  
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LSV-Organisationsstruktur 
Sachstand 23. Juni 2011 

 
 
Die Landwirtschaftliche Sozialversicherung (LSV) gliedert sich derzeit in 

 
-    Spitzenverband der Landwirtschaftlichen Sozialversicherung 
- acht regionale LSV-Träger 

(Schleswig-Holstein und Hamburg (SHH) / Niedersachsen-Bremen (NB) / Nordrhein-Westfalen (NRW) / Hessen, 
Rheinland-Pfalz, Saarland (HRS)/ Baden-Württemberg (BW) / Franken und Oberbayern (FOB)/ Niederbayern, 
Oberpfalz und Schwaben (NOS) / Mittel- und Ostdeutschland (MOD)   

- SV-Träger für den Gartenbau 
 
Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV) 
strebt schon seit geraumer Zeit einen gemeinsamen Bundesträger an. Federführend für das 
Gesetzgebungsverfahren ist das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS). 
 
Die Länder haben sich bisher gegen einen solchen Schritt ausgesprochen (letztmalig im November 
2010 durch einstimmigen Beschluss der Arbeits- und Sozialministerkonferenz). 
 
Der Deutsche Bauernverband (DBV) hat im Oktober 2010  einstimmig einen Bundesträger 
gefordert, wenn der Bund weiterhin bis mindestens 2015 LUV-Bundesmittel in Höhe von 200 
Mio. Euro/Jahr zur Verfügung stellt. (Hintergrund: Der Bund hatte schon ab 2010 eine Senkung der Bundesmittel 
auf 100 Mio. Euro vorgesehen, diese Senkung aber bis einschließlich 2011 zurückgestellt.) 
 
Alle zwischenzeitlich ergangenen Äußerungen des  BMAS und des BMELV besagen, dass es 
bei der Frage eines Bundesträgers nicht mehr um das „Ob“, sondern nur noch um das „Wie“ 
geht. Mit einer Grundsatzentscheidung der Bundesregierung ist bis zur Sommerpause, mit 
einem ausformulierten Gesetzentwurf im Herbst zu rechnen. 
 
Ganz aktuell haben die Fachebenen des BMAS und BMELV ein Eckpunktepapier für ein 
Gesetz zur Neuordnung der LSV erarbeitet. Danach sollen mit der Neuordnung folgende Ziele 
verfolgt werden: 
 

- Modernisierung der Organisationsstruktur 
- Stärkung der Solidargemeinschaft 
- Verbesserung der Einwirkungsmöglichkeiten des Bundes 
- Beseitigung von Wettbewerbsverzerrungen 

 
Das Eckpunktepapier ist mit einer Anmerkung durch SHH als Anlage beigefügt.  
 
Organisatorisch soll ein gemeinsamer LSV-Bundesträger als Selbstverwaltungskörperschaft 
des öffentlichen Rechts errichtet werden, in den der bisherige Spitzenverband und die 
bisherigen regionalen LSV-Träger eingegliedert werden. Der Bundesträger soll zweistufig 
organisiert sein. Neben der Hauptverwaltung sollen unter Nutzung der bisherigen 
Hauptstandorte der LSV-Träger regionale Geschäftsstellen geschaffen werden. Letztere sollen 
die versichertenorientierten Aufgaben sowie von der Hauptverwaltung delegierte Aufgaben 
wahrnehmen. Alle zentralen und steuernden Aufgaben obliegen der Hauptverwaltung. 
 
Mit der Errichtung des Bundesträgers entfallen die rechtlich selbständigen Regionalträger 
einschließlich ihrer Selbstverwaltung. Allerdings sind beratende ehrenamtliche  
Regionalbeiräte als Bindeglieder zur Hauptverwaltung vorgesehen.  
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Bewertung aus Sicht SHH 
 

- Der von Bundesregierung und Berufsstand gewollte Bundesträger bedeutet eine 
Anpassung an den Strukturwandel in der Landwirtschaft und organisatorisch an den 
Konzentrierungsprozess in der Deutschen Unfall-, Renten- und Krankenversicherung. 
Durch die Errichtung eines Bundesträgers kann das agrarsoziale Sondersystem 
langfristig gesichert werden. 

 
- Die Beiträge der LUV und LKV/LPV im Norden und Osten werden bei einem 

Bundesträger aufgrund der sehr unterschiedlichen Agrarstrukturen (und damit auch 
verbundenen Altlasten) voraussichtlich weiter steigen, allerdings sind solide Berechnungen 
derzeit nicht möglich, sondern Spekulation (so ausdrücklich Prof. Dr. Bahrs am 10.06.2011 in Kassel 
in Gegenwart von Vertretern des BMAS und BMELV). Diesbezüglich werden die gutachterlichen 
Feststellungen von Prof. Dr. Bahrs abzuwarten sein.  
Auf jeden Fall wird ein mehrjähriger Übergangszeitraum für eine Angleichung der 
Beitragsmaßstäbe und Beiträge notwendig sein. Es muss darauf geachtet werden, dass 
die künftigen Beitragsmaßstäbe die unterschiedlichen Agrarstrukturen angemessen 
abbilden. 

 
- Das zweistufige Organisationsmodell  wird befürwortet. Durch Verbleib des 

wesentlichen operativen Geschäfts an den bisherigen Trägerstandorten können die 
meisten regionalen Arbeitsplätze erhalten und die vorhandenen Fachkenntnisse und 
Erfahrungen vor Ort weiterhin für eine umfassende Versichertenbetreuung „aus einer 
Hand“ genutzt werden. Zugleich kann eine weitgehend konfliktarme Lösung für alle 
Beteiligten „auf Augenhöhe“ erreicht werden.  

 
- Wenn die Errichtung des Bundesträgers auf einen späteren Zeitpunkt verschoben 

würde, würden die in Aussicht gestellten zusätzlichen LUV-Bundesmittel ausbleiben 
und bereits ab 2012 zu deutlich höheren Beiträgen führen. Zusätzlich würde vermutlich 
eine Verschiebung die gesetzliche Übertragung weiterer operativer Aufgaben auf den 
LSV-Spitzenverband zur Folge haben. Dies würde die Trägerstandorte weiter 
schwächen und deren Ausgangslage bei einer – unausweichlichen - späteren  
Organisationsreform verschlechtern. 
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LSV SHH         Kiel, 23. Juni 2011 
 
 
 
 

Stellungnahme  
zum Eckpunktepapier der Fachebene des BMAS/BMELV 

für ein Gesetz zur Neuordnung der landwirtschaftlichen Sozialversicherung 
 
 
 

1. Gegen die im Eckpunktepapier beschriebenen Ausgangslage, Ziele, Leitlinien und 
Maßnahmen werden keine grundsätzlichen Bedenken geltend gemacht. 

 
 
2. Zum Abschnitt „D. Maßnahmen zur Erreichung der Ziele des Vorhabens“ werden 

folgende konkreten Änderungen vorgeschlagen: 
 
 

2.1 Im Abschnitt 2.1 Zentrale Aufgaben sollte im letzten Spiegelpunkt folgender zweiter 
Satz angefügt werden: 
 
„Dem Errichtungsausschuss gehören die Mitglieder des am 31.12.2011 amtierenden 
Vorstandes, der amtierende Geschäftsführer und stellvertretende Geschäftsführer des 
LSV-SpV sowie je ein/e Vertreter/in des BMAS und BMELV an.“ 
 
Begründung: Die Mitglieder des Errichtungsausschusses sollten erfahren sein, 
außerdem sollten neben dem LSV-SpV alle bisherigen Träger vertreten sein.  

 
2.2 Der Abschnitt 2.2 Delegierbare Aufgaben sollte ersatzlos gestrichen werden. 

 
Begründung: Das Gesetz sollte keine, auch keine beispielhaften, Regelungen zur 
Aufgabendelegation enthalten; die innere Organisation ist ureigene Aufgabe der 
Selbstverwaltung des künftigen Bundesträgers. 
Die genannten Beispiele sind im Übrigen, vielleicht mit Ausnahme des ersten und 
dritten Beispiels, auch deshalb ungeeignet, weil die dort genannten Aufgaben unter 
Schnittstellengesichtspunkten den versicherungsorientierten Aufgaben vor Ort 
zuzuordnen sind. 

 
2.3 Im Abschnitt 2.3 Versichertenorientierte Aufgaben sollten im letzten Satz die Worte 

„aus dem Bereich 2.2“ ersatzlos gestrichen werden. 
 

Begründung:  siehe zu 2.2 
 

2.4 Im Abschnitt 4.1 Beiträge zur LUV sollten die Überschrift und der erste Satz nach 
dem Wort „Berufsgenossenschaften“ um die Worte „und zur LKV“ bzw. „und 
Krankenkassen“ ergänzt werden. 

 
Begründung: Sowohl die Beiträge zur LUV als auch zur LKV/LPV müssen angepasst 
werden. 
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2.5 Im Abschnitt 4.3 Selbstverwaltung sollten die Sätze 2 bis 4 gestrichen und durch 
folgende Sätze ersetzt werden: 

 
„Die am 31.12.2011 amtierenden Mitglieder des Vorstandes (einschließlich der in 
Angelegenheiten der AdL und LKV/LPK ergänzend gewählten Mitglieder) sowie der 
Vertreterversammlung des LSV-Spitzenverbandes werden Mitglieder des Vorstandes 
bzw. der Vertreterversammlung des LSV-Bundesträgers. Die Vertreterversammlung 
wird um je einen/eine Vertreter/in je Gruppe aus der Selbstverwaltung der bisherigen 
Träger ergänzt.“ 
 
Begründung: wie zu 2.1. Außerdem werden auf diese Weise die allgemeine 
Höchstgrenze von 60 Mitgliedern in der Vertreterversammlung nicht überschritten und 
die Handlungsfähigkeit der Vertreterversammlung gewährleistet. 
 
Ein erheblicher Teil der durch die Errichtung des Bundesträgers ausscheidenden 
Mitglieder der Vorstände und Vertreterversammlungen der bisherigen Träger kann in 
folgenden regionalen Gremien aktiv bleiben: 
 
* Regionalbeiräte     (alle bisherigen Vorstandsmitglieder) 

 
Aufgaben:  allgemein beratende Funktion, insbesondere zur Umsetzung des 

Errichtungsgesetzes und zu Beitragsfragen 
 

           *          Präventionsbeiräte     (je 2 Mitglieder jeder Gruppe aus 
    der bisherigen Selbstverwaltung) 

 
Aufgaben: Empfehlungen zu agrarstrukturell angepassten Präventions-

konzepten und -schwerpunkten 
 

* Rentenausschüsse     (je 1 Mitglied jeder Gruppe aus der 
 bisherigen LBG-Selbstverwaltung) 

  
      Aufgaben: wie bisher 

 
* Widerspruchsausschüsse LBG  (je 1 Mitglied jeder Gruppe aus der 

 bisherigen LBG-Selbstverwaltung)  
   
  Aufgaben: wie bisher 
 

* Widerspruchsausschüsse LAK  (je 1 Mitglied jeder Gruppe aus der 
 bisherigen LAK-Selbstverwaltung) 

   
  Aufgaben: wie bisher 
 

* Widerspruchsausschüsse LKK/LPK (je 1 Mitglied jeder Gruppe aus der  
 bisherigen LKK-Selbstverwaltung) 

  Aufgaben: wie bisher 
 


